
Abschlag für Familienunternehmen beim
Erwerb von Todes wegen
ErbStG §§ 13a, 13b

Die Diskussion um die Neufassung der §§ 13a, 13b ErbStG aufgrund der
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hat letztlich zu neuen
Grundsätzen für die Ermittlung des steuerpflichtigen Teils des übergehen-
den Betriebs oder Anteils geführt.1 So wurde auch ein Abschlag neu ein-
geführt, der als „Abschlag für Familienunternehmen“ bezeichnet wird.

Sachverhalt

C stirbt am 12.12.2016. Ihr Ehegatte ist Alleinerbe. Zum Erwerb von
Todes wegen gehört eine 30% Beteiligung an der C-Handels OHG. Die
übrigen Gesellschafter sind die Kinder des Ehepaares. Der Gesell-
schaftsvertrag der OHG vom 01.12.2014 sieht u. a. vor, dass

– Entnahmen maximal in Höhe der Einkommensteuern erfolgen
dürfen, die von den Gesellschaftern für ihre jeweiligen Gewinn-
anteile zu zahlen sind, und zusätzlich bis zu 10% des jeweiligen
Gewinnanteils,

– die Gesellschafter ihre Beteiligungen nur an die übrigen Gesell-
schafter oder deren Kinder verkaufen dürfen,

– bei Ausscheiden aus der OHG gegen Abfindung, diese 25%
unter dem Verkehrswert des Anteils liegt.

Der Wert der 30%igen Beteiligung an der OHG wurde mit 20.000.000
Euro festgestellt. Es sind ferner festgestellt worden:

– der anteilige Wert des Verwaltungsvermögens (ohne Finanzmit-
tel) mit 6.000.000 Euro,

– der anteilige Wert der positiven Finanzmittel mit 3.000.000 Euro,
– der anteilige Wert der Schulden mit 500.000 Euro.

Frage

1. Auf welcher Grundlage sind die Werte festgestellt worden?
2. In welcher Höhe ist der Wert der Anteile steuerpflichtig?
3. Was ändert sich, wenn für den Fall des Ausscheidens eine Abfin-

dung in Höhe des Buchwerts vereinbart ist und unterstellt wird,
dass dieser zum Zeitpunkt des Erwerbs von Todes wegen
12.000.000 Euro beträgt?

1 Gesetz zur Anpassung des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetzes an die
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BStBl 2016 I S. 2464).
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Antwort
1. Der Wert der Anteile ist nach § 151 Abs. 1 Nr. 2 BewG festzu-

stellen. Alle anderen Feststellungen erfolgen nach § 13b Abs. 10
ErbStG.

2. Es sind 6.332.500 Euro als steuerpflichtig zu behandeln.
3. Je nachdem, ob die Buchwertabfindung akzeptiert wird, sind

6.910.000 Euro oder 6.217.000 Euro steuerpflichtig.

Begründung
Zu 1: Der Wert der Beteiligung an der OHG ist begünstigungsfähiges
Vermögen i. S. des § 13b Abs. 1 Nr. 2 ErbStG. Zu klären ist zunächst,
inwieweit ein Abschlag von 85% nach § 13a Abs. 1 oder von 100%
nach § 13a Abs. 10 ErbStG in Betracht kommt.

Die Feststellung des Beteiligungswerts erfolgt nach § 151 Abs. 1 Nr. 2
BewG durch das Betriebsfinanzamt (§ 152 Abs. 2 BewG). Der Wert
des Verwaltungsvermögens ist nach § 13b Abs. 10 ErbStG durch das
Betriebsfinanzamt differenziert nach den Summen

– der Finanzmittel (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG),
– der jungen Finanzmittel (§ 13b Abs. 4 Nr. 5 Satz 1 ErbStG),
– des Verwaltungsvermögens (§ 13b Abs. 4 Nr. 1 bis 4 ErbStG),
– der Schulden,
– des jungen Verwaltungsvermögens (§ 13b Abs. 7 Satz 2 ErbStG),

festzustellen. Diese differenzierten Feststellungen sind notwendig,
um die verschiedenen Rechenschritte vollziehen zu können.

Zu 2: Im Einzelnen ergibt sich die nachstehende Berechnung, um den
steuerpflichtigen Wert der Beteiligung zu ermitteln:

Finanzmittel 3.000.000 €

Schulden K 500.000 €

Saldo 2.500.000 €

Finanzmittelfreibetrag: 15% von 20.000.000 € K 3.000.000 €

verbleibende Finanzmittel 0 €

anderes Verwaltungsvermögen 6.000.000 €

Verwaltungsvermögen insgesamt 6.000.000 €

Es liegt offensichtlich eine originär gewerbliche Tätigkeit vor, sodass
der Finanzmittelfreibetrag nicht versagt werden kann.

An dieser Stelle lässt sich bereits sagen, dass ein Abschlag von 100%
auf Antrag nach § 13a Abs. 10 ErbStG nicht in Betracht kommt, weil
das Verwaltungsvermögen i. S. des § 13b Abs. 3 und 4 ErbStG mit
6.000.000 Euro im Verhältnis zum Wert der Beteiligung (20.000.000
Euro) mehr als 20% beträgt.

Gesonderte
Feststellung von
Werten
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Da sich die Schulden bereits in voller Höhe beim sog. Finanzmitteltest
ausgewirkt haben, sind sie im Weiteren unbeachtlich. Der ermittelte
Wert von 6.000.000 Euro stellt daher auch das sog. Nettoverwal-
tungsvermögen i. S. des § 13b Abs. 6 ErbStG dar. Von diesem wird
nach § 13b Abs. 7 ErbStG ein Teil von 10% des Betrags, der sich
ergibt, wenn der Wert des Betriebsvermögens um das Nettoverwal-
tungsvermögen gekürzt wird, als unschädliches Verwaltungsvermö-
gen angesehen. Diese 10% bleiben also begünstigt.

Verwaltungsvermögen (= Nettoverwaltungsvermögen) 6.000.000 €

Wert des Betriebsvermögens 20.000.000 €

Nettoverwaltungsvermögen K 6.000.000 €

14.000.000 €

davon 10% (unschädlich) 1.400.000 €

als unschädlich zu kürzen K 1.400.000 €

schädliches Verwaltungsvermögen (steuerpflichtig) 4.600.000 €

Begünstigtes Vermögen i. S. des § 13b Abs. 2 ErbStG ist das Betriebs-
vermögen abzüglich des schädlichen Verwaltungsvermögens:

Wert des Betriebsvermögens 20.000.000 €

schädliches Verwaltungsvermögen K 4.600.000 €

begünstigtes Vermögen 15.400.000 €

Es ist zu prüfen, ob ein bis zu 30%iger Abschlag für Familienunter-
nehmen i. S. des § 13a Abs. 9 ErbStG in Betracht kommt. Um den
Freibetrag erhalten zu können, sind von der Personengesellschaft die
folgenden Voraussetzungen insgesamt zu erfüllen:

1. Entnahmen sind auf höchstens 37,5% des um die auf den
Gewinnanteil aus der Gesellschaft entfallenden Steuern vom Ein-
kommen gekürzten Betrags des steuerrechtlichen Gewinns zu
beschränken; Entnahmen zur Begleichung der auf den Gewinn-
anteil aus der Gesellschaft entfallenden Steuern vom Einkom-
men bleiben bei der Beschränkung der Entnahme unberücksich-
tigt.

2. Die Verfügung über die Beteiligung ist auf Mitgesellschafter, auf
Angehörige i. S. des § 15 AO oder auf eine Familienstiftung (§ 1
Abs. 1 Nr. 4 ErbStG) zu beschränken.

3. Für den Fall des Ausscheidens aus der Gesellschaft ist eine
Abfindung vorzusehen, die unter dem gemeinen Wert der Betei-
ligung an der Personengesellschaft oder des Anteils an der Kapi-
talgesellschaft liegt.

Abschlag für Fami-
lienunternehmen
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Die Voraussetzung der Beschränkung der Entnahmen bzw. Aus-
schüttungen auf 37,5% ist hier nach den vertraglichen Regelungen
erfüllt. Es ergeben sich allerdings insbesondere Fragestellungen
hinsichtlich der Art und Weise, wie die auf die Entnahmen und die
Ausschüttungen entfallenden Steuern zu berechnen sind. Das ist zu
klären. Es ist davon auszugehen, dass die Verwaltung sich hierzu noch
äußern wird.

Beteiligungen an Personengesellschaften dürfen nur an Mitgesell-
schafter und Angehörige im Sinne der Abgabenordnung sowie
Familienstiftungen veräußert werden. Das ist eingehalten. Schließlich
ist bei einem Ausscheiden aus der Gesellschaft eine Abfindung
vorzusehen, die unterhalb des gemeinen Werts liegt. Auch das ist
gegeben. Die vertraglichen Regelungen bestehen auch schon – wie
vom Gesetz gefordert – seit mehr als zwei Jahren.

Die Höhe des Abschlags richtet sich nach der vorgesehenen
prozentualen Minderung der Abfindung gegenüber dem gemeinen
Wert, darf aber höchstens 30% betragen. Hier sind daher 25%
Abschlag vorzunehmen. Der Abschlag wird mit dem ermittelten
Prozentsatz vor Abzug der 85%-Regelverschonung vorgenommen,
sodass sich die 85% dann auf den verbleibenden Betrag beziehen.

begünstigtes Vermögen 15.400.000 €

25% Abschlag für Familienunternehmen K 3.850.000 €

verbleiben 11.550.000 €

85% Abschlag nach § 13a Abs. 1 ErbStG K 9.817.500 €

steuerpflichtiges begünstigtes Vermögen 1.732.500 €

nicht begünstigtes Vermögen 4.600.000 €

insgesamt steuerpflichtig 6.332.500 €

Anzumerken ist, dass der Gesetzgeber verlangt, dass die vertraglichen
Vereinbarungen ab dem Zeitpunkt der Entstehung der Steuer
20 Jahre lang bestehen bleiben. Zudem müssen die Vereinbarungen
auch tatsächlich eingehalten werden, sodass insbesondere das
Entnahmeverhalten beobachtet werden muss. Wird hiergegen ver-
stoßen, entfällt der Abschlag im Nachherein vollständig2 und es
kommt zu einer Nachversteuerung. Dies wird auch nach vielen Jahren
ermöglicht durch eine Ablaufhemmung der Verjährung, die speziell
für diese Fälle in § 13a Abs. 9 Satz 6 Nr. 2 ErbStG geschaffen wurde.
Der 20-jährige Überwachungszeitraum stellt alle Beteiligten vor
gewaltige Herausforderungen.

2 Kotzenbe rge r/Jü l i che r , GmbHR 2016 S. 1135, unter III.5.

Entnahme-
beschränkung

20-jähriger Über-
wachungszeitraum
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Zu 3: Das Gesetz enthält keine Aussage darüber, ob ein Prozentsatz
unterhalb des gemeinen Werts konkret vereinbart sein muss oder ob
ein Ausscheiden z. B. zum Buchwert vereinbart werden kann, der
erfahrungsgemäß ja auch unter dem gemeinen Wert liegt, und dann
später der Prozentsatz aus dem Verhältnis des Buchwerts (zum
Zeitpunkt der Entstehung der Steuer) zum gemeinen Wert abgeleitet
wird. Ist zwingend ein konkreter Prozentsatz zu vereinbaren, kommt
der Abschlag für Familienunternehmen nicht zum Zuge. In diesem Fall
ergibt sich folgende Berechnung:

begünstigtes Vermögen 15.400.000 €

85% Abschlag nach § 13a Abs. 1 ErbStG K 13.090.000 €

steuerpflichtiges begünstigtes Vermögen 2.310.000 €

nicht begünstigtes Vermögen 4.600.000 €

insgesamt steuerpflichtig 6.910.000 €

Sollte eine solche Vereinbarung zulässig sein, ergäbe sich die
folgende Berechnung:

gemeiner Wert 20.000.000 €

Buchwert 12.000.000 €

Der Buchwert entspricht 60% des Werts, sodass rechnerisch ein
Abschlag von 40% in Betracht kommt, der allerdings auf 30% zu
begrenzen ist.

begünstigtes Vermögen 15.400.000 €

30% Abschlag für Familienunternehmen K 4.620.000 €

verbleiben 10.780.000 €

85% Abschlag nach § 13a Abs. 1 ErbStG K 9.163.000 €

steuerpflichtiges begünstigtes Vermögen 1.617.000 €

nicht begünstigtes Vermögen 4.600.000 €

insgesamt steuerpflichtig 6.217.000 €

Das Problem ist, dass Buchwertabfindungen von der Rechtsprechung3

nicht akzeptiert werden, wenn die Differenz zwischen Buchwert und
tatsächlichem Wert zu weit auseinanderliegt. Wenn die Buchwert-
abfindung Jahre vor dem Erbfall mit der tatsächlichen Abfindung
vereinbart wird, ist natürlich nicht bekannt, wie groß die Abweichung
des Buchwerts zum gemeinen Wert später sein wird. Es ist zu hoffen,
dass sich die Verwaltung dazu äußert, wie mit Buchwertabfindungs-
klauseln umgegangen werden soll.

Verfasser: Senatsrat Horst Haar, Bremen �

3 So z. B. der Beschluss des OLG Bremen vom 13.03.2013 4 UF 7/12.

Abfindung bei
Ausscheiden
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